
Versicherungsbedingungen für Ihre AllSecur Privat-Haftpflichtversicherung
Single Basis

Diese Versicherungsbedingungen wenden sich an Sie als unseren Versicherungsnehmer und Vertragspartner.

Teil A - Unsere Leistungen

Hier finden Sie die Regelungen zu den versicherten Leistungen.
Sie erfahren insbesondere, welche Leistungen wir erbringen und in
welchen Fällen unsere Leistung ausgeschlossen oder einge-
schränkt ist. Daneben werden besondere Verhaltensregeln be-
schrieben, die Sie beachten müssen (besondere Obliegenheiten).
Übergreifende Pflichten und Obliegenheiten sowie Regelungen zu
den Folgen von Pflicht- und Obliegenheitsverletzungen finden Sie
in Teil B.
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Teil A - Unsere Leistungen

1. Leistungsvoraussetzungen und Leis-
tungsumfang

1.1 Was ist versichert? Wann liegt ein Versi-
cherungsfall vor?

(1) Versichertes Risiko - Ihre gesetzliche Haftpflicht als Privat-
person
Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestimmungen Ihre
gesetzliche Haftpflicht aus den Gefahren des täglichen Lebens als
Privatperson, nicht jedoch aus den Gefahren eines eigenen oder
fremden Betriebes oder Gewerbes, eines Berufes, Dienstes oder
Amtes (auch öffentlichen bzw. hoheitlichen Ehrenamtes).

(2) Versicherungsfall
Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass Sie
• wegen eines während der Wirksamkeit der Versicherung einge-

tretenen Schadenereignisses (Versicherungsfall),
• das einen Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Ver-

mögensschaden zur Folge hatte,
• aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen

Inhalts
• von einem Dritten
auf Schadensersatz in Anspruch genommen werden.

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädi-
gung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der
Schadenverursachung, die zum Schadenereignis geführt hat,
kommt es nicht an.

1.2 Was gilt bei Erhöhung und Erweiterung
des Risikos? Was geschieht, wenn nach
Vertragsschluss neue Risiken entstehen
(Vorsorgeversicherung)?

1.2.1 Erhöhung und Erweiterung des Risikos

(1) Umfang des Versicherungsschutzes
a) Erhöhung und Erweiterung bestehender Risiken

Der Versicherungsschutz umfasst Erhöhungen oder Erweiterungen
der im Versicherungsschein angegebenen und in Ziffer 1.1 be-
schriebenen Risiken.
Dies gilt nicht für nachfolgende Risiken:
• Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflich-

tigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen;
• sonstige Risiken, die der Versicherungspflicht unterliegen.

b) Erhöhung und Erweiterung durch veränderte oder neue Rechts-
vorschriften

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des
versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass
neuer Rechtsvorschriften.

(2) Anzeigepflicht
Abweichend von Teil B Ziffer 5 müssen Sie uns die Veränderung
des Risikos nicht sofort mitteilen, sondern erst auf unsere Aufforde-
rung hin. Die Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der
Beitragsrechnung erfolgen.

Nach unserer Aufforderung sind Sie verpflichtet, uns mitzuteilen,
ob und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber
den zum Zwecke der Beitragsbemessung gemachten Angaben
eingetreten sind. Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach
Zugang der Aufforderung zu machen und auf unseren Wunsch
nachzuweisen.

(3) Beitragsanspruch
Wir sind berechtigt, ab dem Zeitpunkt der Veränderung für das ver-
änderte Risiko den Beitrag zu verlangen, der unserem Tarif für das
erhöhte Risiko entspricht.

Machen Sie die Mitteilung nachträglich, findet eine Beitragsregulie-
rung statt. Ein von Ihnen zu viel gezahlter Beitrag wird nur dann zu-
rückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach
Zugang der Beitragsrechnung erfolgten.

(4) Rechtsfolgen bei Nichtmeldung oder unrichtiger Mitteilung
Wenn Sie uns auf unsere Aufforderung hin eine Erhöhung oder Er-
weiterung des Risikos grob fahrlässig oder vorsätzlich nicht mel-
den oder uns unrichtige Angaben zu unserem Nachteil machen,
sind wir berechtigt, von Ihnen eine Vertragsstrafe in doppelter Hö-
he des festgestellten Beitragsunterschieds zu verlangen.

Dies gilt nicht, wenn Sie beweisen, dass die Nichtangabe bezie-
hungsweise unrichtige Angabe nicht grob fahrlässig erfolgt ist.

1.2.2 Neu entstehende Risiken (Vorsorgeversicherung)

(1) Umfang des Versicherungsschutzes
Im Umfang des bestehenden Vertrags ist Ihre gesetzliche Haft-
pflicht aus Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrags
neu entstehen, sofort versichert.

Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für folgende Risi-
ken:
• Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines

Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der
Zulassungs-, Führerschein- oder Versicherungspflicht unterlie-
gen.

• Sonstige Risiken, die der Versicherungspflicht unterliegen (Aus-
nahme: Versicherungspflicht für das Halten von Hunden).

• Risiken, die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb
im Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versi-
chern sind.

• Risiken aus betrieblicher, beruflicher, dienstlicher und amtlicher
Tätigkeit.

(2) Ihre Anzeigepflicht
Sie sind nach unserer Aufforderung verpflichtet, jedes neue Risiko
innerhalb eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch
mit der Beitragsrechnung erfolgen.

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt
wurde, müssen Sie beweisen, dass das neue Risiko erst nach Ab-
schluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen
ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war.

(3) Rechtsfolgen bei fehlender oder nicht rechtzeitiger Anzeige
Wenn Sie ein neues Risiko nicht rechtzeitig bei uns anzeigen, ent-
fällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab
dessen Entstehung.

(4) Beitragsanspruch
Wir sind berechtigt, für das neue Risiko einen angemessenen Bei-
trag zu verlangen. Kommt eine Einigung über die Höhe des Bei-
trags innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang der An-
zeige nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue
Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.
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1.3 Welche Personen sind mitversichert?
Was gilt hinsichtlich der mitversicherten
Personen?

1.3.1 Welche Personen sind in welchem Umfang mit-
versichert?

(1) Versicherungsschutz für Sie
Versicherte Person sind Sie als unser Versicherungsnehmer.

(2) nicht belegt

(3) Schutz für Personen, die dauerhaft zu Ihrem Haushalt hin-
zukommen

Wenn Sie nach Abschluss dieses Vertrags heiraten, eine eingetra-
gene Lebenspartnerschaft eingehen oder ein Kind / Kinder bekom-
men (auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder) gilt Folgendes:

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht Ihres hinzu-
kommenden Partners beziehungsweise Ihrer hinzukommenden
Kinder sofern folgende Voraussetzungen vorliegen:
• Ihre Kinder sind unverheiratet bzw. leben nicht in einer eingetra-

genen Lebenspartnerschaft und
• befinden sich in einer Schul- oder sich unmittelbar anschließen-

den beruflichen Erstausbildung.
• Ihr Partner beziehungsweise Ihre Kinder leben mit Ihnen in stän-

diger häuslicher Gemeinschaft.

Der Versicherungsschutz besteht bis zum Ende des laufenden
Versicherungsjahres und endet zu diesem Zeitpunkt, wenn nicht
auf einen entsprechenden Tarif (zum Beispiel Familientarif) umge-
stellt wird.

(4) Schutz für sonstige Personen
a) Au-Pair und vorübergehend in den Haushalt eingegliederte Per-
sonen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht gegenüber Dritten von
Personen, die bis zu einem Zeitraum von einem Jahr in Ihren
Haushalt eingegliedert werden (zum Beispiel Au-pair, Austausch-
schüler). Es besteht jedoch kein Versicherungsschutz, soweit eine
anderweitige Haftpflichtversicherung eintrittspflichtig ist.

b) Im Haushalt beschäftigte Personen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht von in Ihrem Haushalt
beschäftigten Personen aus dieser Tätigkeit.

Das Gleiche gilt für Personen, die
• gefälligkeitshalber für Sie
• oder aus einem Arbeitsvertrag mit Ihnen
die in Ziffer 1.5.1 Absatz 1 bezeichneten Wohnungen, Häuser, Flä-
chen und Gärten betreuen oder hierzu den Streu- und Reinigungs-
dienst übernehmen.

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei denen
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten in Ihrem Betrieb
gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt.

c) Notfallhelfer

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht gegenüber Dritten von
Personen, die Ihnen oder mitversicherten Personen bei Notfällen
Hilfe leisten (Notfallhelfer). Dies gilt im Rahmen einer freiwilligen
Hilfeleistung, nicht jedoch während einer (ehren-)amtlichen Tätig-
keit (zum Beispiel im Rahmen des Rettungsdienstes).

Ersetzt werden auch Aufwendungen, die dem Helfer durch die frei-
willige Hilfeleistung für die versicherten Personen entstanden sind.

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei denen
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten in Ihrem Betrieb
gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt.

(5) Ausgeschlossene Ansprüche und Regressansprüche
a) Ausgeschlossene Ansprüche

Ergänzend zu Ziffer 2 Absatz 4 und 5 gilt:
Falls nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind Ansprü-
che von Ihnen und den mitversicherten Personen untereinander
von der Versicherung ausgeschlossen.

b) Mitversicherte Regressansprüche

Abweichend von a) bleibt im Rahmen der sonstigen Vertragsbe-
stimmungen der Versicherungsschutz für Regressansprüche auf-
grund gesetzlicher Forderungsübergänge auf Sozialleistungsträger
(Träger der Sozialversicherung, Bundesagentur für Arbeit, Sozial-
hilfeträger), auf öffentlich-rechtliche oder private Dienstherren und
auf private Schadensversicherer bestehen.

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch Re-
gressansprüche, wenn Schädiger und Geschädigter Familienange-
hörige sind, die im Zeitpunkt des Schadenereignisses in häuslicher
Gemeinschaft leben.

1.3.2 Was gilt hinsichtlich der mitversicherten Perso-
nen?

Für Sie und die mitversicherten Personen gilt:

a) Alle für Sie geltenden Bestimmungen sind auf mitversicherte
Personen entsprechend anzuwenden.

b) Unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für Risikobegren-
zungen oder Ausschlüsse in Ihrer Person oder einer mitversicher-
ten Person vorliegen, entfällt der Versicherungsschutz sowohl für
Sie als auch für die mitversicherten Personen.

c) Für die Erfüllung der Obliegenheiten sind sowohl Sie als Versi-
cherungsnehmer als auch die mitversicherten Personen verant-
wortlich.

d) Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht
ausschließlich Ihnen zu.

1.3.3 Was gilt beim Vorsorgeschutz hinsichtlich mitver-
sicherter Personen?

Die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung der Ziffer 1.2.2
gelten nicht, wenn das neue Risiko nur für eine mitversicherte Per-
son, nicht jedoch auch für Sie entsteht.

1.4 Welche Leistungen erbringen wir im Ver-
sicherungsfall und wann übernehmen wir
die Kosten eines Rechtsstreits?

(1) Leistungen
Im Versicherungsfall erbringen wir folgende Leistungen:

a) Prüfung der Haftpflichtfrage

Wir prüfen, ob die gegen Sie erhobenen Schadenersatzansprüche
berechtigt sind. Berechtigt sind Schadenersatzansprüche dann,
wenn Sie aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnis-
ses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet und wir hier-
durch gebunden sind.

Anerkenntnisse und Vergleiche, die von Ihnen ohne unsere Zu-
stimmung abgegeben oder geschlossen wurden, binden uns nur,
soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich be-
standen hätte.

b) Freistellung von berechtigten Schadenersatzansprüchen

Ist Ihre Schadenersatzverpflichtung mit bindender Wirkung für uns
festgestellt, haben wir Sie binnen zwei Wochen vom Anspruch des
Dritten freizustellen.

c) Abwehr unberechtigter Schadenersatzansprüche
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Soweit die gegen Sie erhobenen Schadenersatzansprüche unbe-
rechtigt sind, wehren wir sie ab.

(2) Kosten eines Rechtsstreits und Prozessführungsbefugnis
Wenn es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über
Schadenersatzansprüche gegen Sie kommt, sind wir zur Prozess-
führung bevollmächtigt. Wir führen den Rechtsstreit in Ihrem Na-
men auf unsere Kosten. Unsere Aufwendungen für die Kosten des
Rechtsstreits rechnen wir nicht auf die Versicherungssumme an.

1.5 Welche besonderen Regelungen gelten
für einzelne private Risiken?

Inhalt dieses Abschnitts:
1.5.1 In welchem Umfang haben Sie als Haus-, Woh-

nungs- oder Grundbesitzer Versicherungs-
schutz?

1.5.2 In welchem Umfang sind Mietsachschäden versi-
chert?

1.5.3 In welchem Umfang sind Kraftfahrzeuge, Kraft-
fahrzeug-Anhänger, Luft- und Wasserfahrzeuge
versichert?

1.5.4 In welchem Umfang ist das Halten oder Hüten
von Tieren sowie das Reiten von Pferden versi-
chert?

1.5.5 In welchem Umfang ist die Teilnahme an Praktika
versichert?

1.5.6 In welchem Umfang sind Waffen, Munition und
Geschosse versichert?

1.5.7 In welchem Umfang sind Abwässer versichert?
1.5.8 In welchem Umfang ist elektronischer Datenaus-

tausch (zum Beispiel Internetnutzung) versi-
chert?

1.5.9 Welche Leistungen erbringen wir bei ehrenamtli-
cher Tätigkeit und Freiwilligenarbeit?

1.5.1 In welchem Umfang haben Sie als Haus-, Woh-
nungs- oder Grundbesitzer Versicherungs-
schutz?

(1) Selbstgenutzte Immobilien
Versichert ist Ihre gesetzliche Haftpflicht als Inhaber (zum Beispiel
Eigentümer oder Mieter) folgender im Inland gelegener Immobilien:

a) Einer oder mehrerer Wohnungen.
Dies gilt auch, wenn Sie die Wohnung als Ferien- oder Wochen-
endwohnung benutzen. Bei Sondereigentümern sind Haftpflichtan-
sprüche der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer wegen Be-
schädigung des Gemeinschaftseigentums versichert. Die Leis-
tungspflicht erstreckt sich jedoch nicht auf Ihren Miteigentumsanteil
an dem gemeinschaftlichen Eigentum.

b) Eines Einfamilienhauses.

c) Eines Wochenend-/Ferienhauses.

d) Eines Kleingartens.

e) Sonstiger Räume, die
• zu den versicherten Immobilien nach Buchstabe a) bis d) gehö-

ren (z.B. Kellerraum);
• Sie für private Zwecke (z.B. für eine Familienfeier oder als Hob-

byraum) anmieten.

Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass die genann-
ten Objekte von Ihnen ausschließlich zu privaten (Wohn-) Zwecken
verwendet werden.

Für die Immobilien nach a) bis d) ist auch Ihre gesetzliche Haft-
pflicht als Inhaber zugehöriger Garagen, Gärten, Wege, Biotope,
Teiche, Schwimmbecken und vorhandener Flüssiggastanks mitver-
sichert.

Mitversichert ist auch Ihre gesetzliche Haftpflicht nach § 836 Ab-
satz 2 BGB als früherer Besitzer der genannten Immobilien, wenn

der Besitzwechsel während der Wirksamkeit der Versicherung
stattgefunden hat.

(2) Vermietete Zimmer oder Einliegerwohnung
Hinsichtlich der in Absatz 1 a) bis c) bezeichneten Immobilien ist
Ihre gesetzliche Haftpflicht aus der Vermietung einzelner Wohnräu-
me (Zimmer) beziehungsweise einer Einliegerwohnung mitversi-
chert. Dies gilt auch für die Vermietung von dazu gehörigen Gara-
gen.

Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Vermietung zur ge-
werblichen Nutzung.

(3) Haftpflicht für Schäden als Bauherr bei Umbauten und Re-
novierungen
Hinsichtlich der in Absatz 1 a) bis d) bezeichneten Immobilien ist
Ihre gesetzliche Haftpflicht als Bauherr von Umbauarbeiten (auch
Erweiterungs-, An-, Zusatzbauten, Renovierungs- oder Sanie-
rungsarbeiten einschließlich der hierbei anfallenden Abbrucharbei-
ten) mitversichert, soweit die Bausumme höchstens 50.000 EUR
beträgt.
Dies gilt nur, wenn dadurch der Charakter der Immobilie nicht ver-
ändert wird (z.B. nicht versichert ist der Umbau eines Einfamilien-
hauses zu einem Mehrfamilienhaus). Des Weiteren darf die Nut-
zungsart nicht verändert werden (z.B. nicht versichert ist der Um-
bau zu einer gewerblich genutzten Immobilie).

Bei einer höheren Bausumme als 50.000 EUR gelten die Bestim-
mungen über die Vorsorge-Versicherung (Ziffer 1.2.2).

1.5.2 In welchem Umfang sind Mietsachschäden versi-
chert?

Im Rahmen der Privat-Haftpflichtversicherung sind Mietsachschä-
den ausschließlich in folgendem Umfang mitversichert:

(1) Schäden an gemieteten Immobilien
Versichert ist Ihre gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die Sie
oder eine mitversicherte Person an einer von Ihnen zu privaten
Zwecken gemieteten oder gepachteten Immobilie (z.B. einer Miet-
wohnung) verursachen.
Dies gilt auch für sich daraus ergebende Vermögensschäden.

(2) Einschränkungen des Versicherungsschutzes
nach Absatz 1
Nicht unter den Versicherungsschutz fallen folgende Haftpflichtan-
sprüche:
• Schäden aufgrund von Abnutzung, Verschleiß oder übermäßi-

ger Beanspruchung.
• Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasser-

bereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten.
• Glasschäden, soweit Sie sich hiergegen besonders versichern

können.

1.5.3 In welchem Umfang sind Kraftfahrzeuge, Kraft-
fahrzeug-Anhänger, Luft- und Wasserfahrzeuge
versichert?

(1) Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge und Kraft-
fahrzeug-Anhänger
a) Versicherte Fahrzeuge

Mitversichert ist - abweichend von Ziffer 2 Absatz 15 - Ihre gesetzli-
che Haftpflicht wegen Schäden, die durch den Gebrauch aus-
schließlich folgender, nicht versicherungspflichtiger Kraftfahrzeuge
und Kraftfahrzeug-Anhänger verursacht werden:

• Modell- und Spielfahrzeuge - auch ferngesteuerte -, die nicht
zum Aufsitzen oder Mitfahren geeignet sind.

• Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h bauartbedingter
Höchstgeschwindigkeit.

• Selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h
bauartbedingter Höchstgeschwindigkeit.

• Stapler mit nicht mehr als 20 km/h bauartbedingter Höchstge-
schwindigkeit.

• Fahrräder mit Trethilfe/Hilfsmotor (z.B. Pedelec, nicht jedoch
Mofa), sofern die Höchstgeschwindigkeit 25 km/h nicht über-
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steigt und die Motorleistung nicht mehr als 0,25 kW (250 Watt)
beträgt.

• Kraftfahrzeuge, die nur auf nicht öffentlichen Wegen oder Plät-
zen gebraucht werden, ohne Rücksicht auf eine Höchstge-
schwindigkeit.

• Kraftfahrzeuganhänger, die nicht zulassungspflichtig sind oder
nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren.

b) Ihre besonderen Pflichten beim Gebrauch von Kraftfahrzeugen

Diese Fahrzeuge dürfen nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wis-
sen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf.

Sie sind verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die Fahrzeuge nicht von
unberechtigten Fahrern gebraucht werden.

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen We-
gen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benut-
zen. Sie sind verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nur
von einem Fahrer benutzt wird, der die erforderliche Fahrerlaubnis
hat.

Wenn Sie eine dieser Obliegenheiten verletzen, gilt Teil B Ziffer 3
(Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten).

c) Beschädigung, Vernichtung oder Abhandenkommen des Fahr-
zeugs

Kein Versicherungsschutz besteht für die Haftpflicht wegen Be-
schädigung, Vernichtung oder Abhandenkommen der gebrauchten
Fahrzeuge selbst.

(2) Gebrauch von Wasserfahrzeugen
Mitversichert ist - abweichend von Ziffer 2 Absatz 15 - Ihre gesetzli-
che Haftpflicht wegen Schäden, die durch den Gebrauch folgender
Wasserfahrzeuge verursacht werden:

• Modell- und Spielfahrzeuge - auch ferngesteuerte -, die nicht
zum Aufsitzen oder Mitfahren geeignet sind.

• Windsurfbretter, Kanus, Ruder-, Paddel-, Falt- oder Tretboote.
• Kitesport-Geräte (Geräte mit Lenkdrachen), sofern dabei eine

Seillänge von maximal 30 Meter verwendet wird.
• Eigene Segelboote ohne Motor mit einer Rumpflänge von maxi-

mal 5 Metern.
• Fremde Segelbote ohne Motor.
• Fremde Motorboote (auch Segelboote mit Hilfs- oder Außen-

bordmotor), sofern Sie diese kurzfristig oder gelegentlich ge-
brauchen und eine Motorstärke von 15 kW (20 PS) nicht über-
schritten wird. Gleiches gilt, sofern für das Führen des Bootes
keine behördliche Erlaubnis erforderlich ist. Ein Gebrauch von
bis zu vier Wochen gilt als kurzfristig.

Kein Versicherungsschutz besteht für die Haftpflicht wegen Be-
schädigung, Vernichtung oder Abhandenkommen der gebrauchten
Wasserfahrzeuge selbst.

(3) Gebrauch von Luftfahrzeugen
Mitversichert ist - abweichend von Ziffer 2 Absatz 15 - Ihre gesetzli-
che Haftpflicht wegen Schäden, die durch den Gebrauch von sol-
chen Luftfahrzeugen verursacht werden, die nicht der Versiche-
rungspflicht unterliegen.

Kein Versicherungsschutz besteht für die Haftpflicht wegen Be-
schädigung, Vernichtung oder Abhandenkommen der gebrauchten
Luftfahrzeuge selbst.

1.5.4 In welchem Umfang ist das Halten oder Hüten
von Tieren sowie das Reiten von Pferden versi-
chert?

(1) Umfang des Versicherungsschutzes
Versichert ist Ihre gesetzliche Haftpflicht als Halter oder Hüter
nachfolgender Tiere, soweit Versicherungsschutz nicht über eine
Tierhalter-Haftpflichtversicherung besteht.

a) Versicherte Haustiere

Versichert ist Ihre gesetzliche Haftpflicht als Halter oder Hüter
nachfolgender Haustiere:
• Zahme Haustiere (z.B. Katzen, Tauben).
• Gezähmte Kleintiere (z.B. Singvögel, Papageien, Hamster,

Meerschweinchen).
• Bienen.
• Blindenhunde.

Nicht versichert sind z.B. Hunde, Pferde, Rinder, sonstige Reit-
und Zugtiere, wilde Tiere und Tiere, die zu gewerblichen oder land-
wirtschaftlichen Zwecken gehalten werden.

b) Gelegentliches Hüten fremder Hunde

Eingeschlossen ist Ihre gesetzliche Haftpflicht als nicht gewerbs-
mäßiger Hüter fremder Hunde, soweit dies gefälligkeitshalber und
nur gelegentlich erfolgt.

Nicht versichert ist das Hüten von Hunden, die von Versicherten
• gehalten werden oder in deren Eigentum stehen oder
• für einen ununterbrochenen Zeitraum von mehr als vier Wochen

in Gewahrsam oder Besitz genommen werden.

c) Gelegentliches Reiten oder Hüten fremder Pferde

Versichert ist Ihre gesetzliche Haftpflicht für Schäden durch fremde
Pferde in nachfolgenden Fällen:
• Gelegentliches, nicht gewerbsmäßiges Hüten fremder Pferde.
• Gelegentliches Reiten fremder Pferde zu privaten Zwecken.
• Gelegentliche Benutzung fremder Fuhrwerke zu privaten Zwe-

cken.

Nicht versichert ist das Hüten oder Reiten von Pferden, die von
Versicherten
• gehalten werden oder in deren Eigentum stehen oder
• für einen ununterbrochenen Zeitraum von mehr als vier Wochen

in Gewahrsam oder Besitz genommen werden.

(2) Nicht versicherte Ansprüche
Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche,
• wegen Verletzung, Schädigung, Tötung oder Abhandenkom-

mens der Tiere selbst;
• der Tierhalter oder -eigentümer sowie Fuhrwerkseigentümer, es

sei denn, es handelt sich um Personenschäden.

1.5.5 In welchem Umfang ist die Teilnahme an Praktika
versichert?

(1) Versicherungsschutz beim Fachpraktischen Unterricht
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teilnahme am
Fachpraktischen Unterricht auf dem Gelände einer Fachhochschu-
le, Universität oder einer Fach- oder Berufsakademie im Sinne des
jeweiligen Landesgesetzes.

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an
Lehrgeräten (auch Maschinen) in einer Fachhochschule, Universi-
tät oder einer Fach- oder Berufsakademie.

(2) Versicherungsschutz bei Schnupperlehren/Schülerpraktika
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teilnahme an
• berufsorientierten Schnupperlehren/Schülerpraktika, soweit es

sich hierbei um eine schulische Veranstaltung in Betrieben, So-
zialeinrichtungen oder Verwaltungen handelt,

• freiwilligen Schnupperlehren/Ferien- oder Schülerpraktika (nicht
jedoch Ferienjobs),

sofern eine Dauer bis zu sechs Wochen nicht überschritten wird.

Im Rahmen dieser Tätigkeit besteht auch Versicherungsschutz für
die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an fremden Sachen
durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit der Versicherten.

Für derartige Schäden beträgt unsere Ersatzleistung je Schadener-
eignis höchstens 5.000 Euro.

(3) Versicherungsschutz beim Betriebspraktikum
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teilnahme an
einem maximal sechs Monate dauernden Betriebspraktikum, so-

Teil A - Unsere Leistungen

PHA--2043Z0 (000) 10/2015 Seite 4 von 16



fern dies während Ihrer Schulausbildung oder Ihres Studiums er-
folgt.

Nicht versichert sind jedoch Haftpflichtansprüche wegen
• Schäden an von Ihnen bearbeiteten Sachen (z. B. Bearbeitung,

Reparatur, Beförderung, Prüfung);
• Schäden an Sachen, die Sie zur Durchführung einer gewerbli-

chen oder beruflichen Tätigkeit (z.B. als Werkzeug, Hilfsmittel,
Materialablagefläche) benutzt haben;

• Schäden an Arbeitsgeräten und Einrichtungen des Praktikums-
betriebs.

(4) Kein anderweitiger Versicherungsschutz (Subsidiarität)
Der Versicherungsschutz nach Absatz 1 bis 3 besteht nur, soweit
anderweitig für den Versicherten kein oder kein ausreichender Ver-
sicherungsschutz besteht (Subsidiarität). Kein Versicherungs-
schutz besteht zum Beispiel, wenn die Haftpflichtversicherung des
Bildungsträgers eintrittspflichtig ist.

Ebenfalls kein Versicherungsschutz besteht, wenn ein Rückgriffs-
oder Anspruchsverzicht oder eine Freistellung zu Gunsten des
Versicherten wirkt.

1.5.6 In welchem Umfang sind Waffen, Munition und
Geschosse versichert?

Mitversichert ist Ihre gesetzliche Haftpflicht aus dem erlaubten Be-
sitz und Gebrauch von Hieb-, Stoß-, Schusswaffen, Munition und
Geschossen. Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen ist der
Gebrauch zu Jagdzwecken oder zu strafbaren Handlungen.

1.5.7 In welchem Umfang sind Abwässer versichert?

Mitversichert ist - abweichend von Ziffer 2 Absatz 12 - Ihre gesetzli-
che Haftpflicht wegen Sachschäden durch häusliche Abwässer
und durch Abwässer aus dem Rückstau des Straßenkanals.

1.5.8 In welchem Umfang ist elektronischer Datenaus-
tausch (zum Beispiel Internetnutzung) versi-
chert?

(1) Umfang des Versicherungsschutzes
Mitversichert ist Ihre gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden aus
dem elektronischen Datenaustausch zu privaten Zwecken (z.B.
weil Sie eine schadhafte Datei übermittelt haben und sich der
Computer eines Dritten nicht mehr starten lässt).

Versicherungsschutz besteht auch für Versicherungsfälle im Aus-
land.

(2) Einschränkungen des Versicherungsschutzes nach
Absatz 1
Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind:

a) Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass Sie
oder eine mitversicherte Person bewusst
• unbefugt in fremde Datenverarbeitungssysteme/Datennetze ein-

greifen (z.B. Hacker-Attacken, Denial of Service Attacks) oder
• Software einsetzen, die geeignet ist, die Datenordnung zu zer-

stören oder zu verändern (z.B. Software-Viren, Trojanische Pfer-
de, Würmer).

b) Ansprüche, die in engem Zusammenhang stehen mit
• wissentlich massenhaft versandten, vom Empfänger ungewoll-

ten elektronisch übertragenen Informationen (z.B. Spamming);
• Dateien (z.B. Cookies), mit denen widerrechtlich bestimmte In-

formationen über Internet-Nutzer gesammelt werden sollen.

c) Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden durch
bewusstes Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vor-
schriften (z.B. Teilnahme an rechtswidrigen Online-Tauschbörsen)
oder durch sonstige bewusste Pflichtverletzungen herbeigeführt
haben.

Ziffer 1.3.2 b) findet insoweit keine Anwendung.

1.5.9 Welche Leistungen erbringen wir bei ehrenamtli-
cher Tätigkeit und Freiwilligenarbeit?

(1) Ehrenamtliche Tätigkeit
Versichert ist Ihre gesetzliche Haftpflicht aus den Gefahren einer
nicht öffentlichen beziehungsweise nicht hoheitlichen ehrenamtli-
chen Tätigkeit. Dies gilt auch für eine Freiwilligenarbeit aufgrund
eines sozialen unentgeltlichen Engagements.

(2) Kein anderweitiger Versicherungsschutz (Subsidiarität)
Versicherungsschutz besteht nur, soweit anderweitig für den Versi-
cherten kein oder kein ausreichender Versicherungsschutz besteht
(Subsidiarität). Kein Versicherungsschutz besteht zum Beispiel,
wenn die Haftpflichtversicherung eines Vereins oder kommunalen
Trägers eintrittspflichtig ist.

Ebenfalls kein Versicherungsschutz besteht, wenn ein Rückgriffs-
oder Anspruchsverzicht oder eine Freistellung zu Gunsten des
Versicherten wirkt.

1.6 In welchem Umfang sind Vermögens-
schäden versichert?

(1) Versicherte Schäden
Versichert ist auch Ihre gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögens-
schäden aus Schadenereignissen, die weder durch Personen-
noch durch Sachschäden entstanden sind. Voraussetzung hierfür
ist, dass das Schadenereignis während der Wirksamkeit dieses
Vertrages eingetreten ist.

(2) Einschränkung des Versicherungsschutzes
Kein Versicherungsschutz besteht für Haftpflichtansprüche wegen

• Schäden, die durch von Ihnen (oder in Ihrem Auftrag oder für Ih-
re Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sachen
oder geleistete Arbeiten entstehen;

• Schäden, die in Zusammenhang mit den Gefahren eines eige-
nen oder fremden Betriebes oder Gewerbes, eines Berufes,
Dienstes oder Amtes (auch Ehrenamtes) stehen;

• Schäden durch ständige Emissionen (zum Beispiel Geräusche,
Gerüche, Erschütterungen);

• Tätigkeiten im Zusammenhang mit Geld-, Kredit-,Versiche-
rungs-, Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen
Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenfüh-
rung, Vermittlungsgeschäften aller Art sowie aus Untreue und
Unterschlagung;

• der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urheber-
rechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts;

• Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kostenanschlä-
gen;

• bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vor-
schriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftragge-
bers oder aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung;

• Abhandenkommen von Sachen, auch zum Beispiel von Geld,
bargeldlosen Zahlungsmitteln, Wertpapieren, Sparbüchern, Ur-
kunden, Schmucksachen und sonstigen Wertsachen;

• Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder ge-
genwärtige Mitglieder von Vorstand, Geschäftsführung, Auf-
sichtsrat, Beirat oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder Auf-
sichtsgremien/Organe im Zusammenhang stehen.

1.7 Was gilt bei Schäden im Ausland?

(1) Weltweite Deckung bei vorübergehenden Aufenthalten im
Ausland
Mitversichert ist Ihre gesetzliche Haftpflicht wegen im Ausland vor-
kommender Schadenereignisse.
Voraussetzung ist, dass der Auslandsaufenthalt nur vorüberge-
hend ist.
Als vorübergehend gilt ein Aufenthalt
• in den Staaten der Europäischen Union, der Schweiz, Norwe-

gen, Island und Liechtenstein dann, wenn Sie dort nicht dauer-
haft leben;
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• in allen anderen Staaten, wenn der Auslandsaufenthalt einen
Zeitraum von 5 Jahren nicht überschreitet oder nicht von Beginn
an über diesen Zeitraum hinaus geplant ist.

(2) Sonstige Schäden im Ausland
Mitversichert ist auch Ihre gesetzliche Haftpflicht wegen im Aus-
land eintretender Versicherungsfälle, wenn diese auf eine versi-
cherte Handlung im Inland bzw. auf ein im Inland bestehendes ver-
sichertes Risiko zurückzuführen sind.

(3) Immobilien im Ausland
Mitversichert ist - ergänzend zu Ziffer 1.5.1 - die gesetzliche Haft-
pflicht aus vorübergehender Anmietung oder Nutzung (nicht dem
Eigentum) einer Wohnung oder eines Einfamilienhauses (auch Fe-
rienhauses), sofern diese von Ihnen zu Wohnzwecken verwendet
werden.

(4) Hinterlegung von Kautionen
Soweit Sie aufgrund eines Schadens innerhalb Europas durch be-
hördliche Anordnung verpflichtet werden, eine Kaution zu hinterle-
gen, stellen wir Ihnen den erforderlichen Betrag bis zu einer Höhe
von 50.000 EUR zur Verfügung.

Der Kautionsbetrag wird auf eine von uns zu leistende Schadener-
satzzahlung angerechnet.

Ist die Kaution höher als der zu leistende Schadenersatz, sind Sie
verpflichtet, den Differenzbetrag zurückzuzahlen.

Eine Verpflichtung zur Rückzahlung besteht zudem, wenn die Kau-
tion als Strafe, Geldbuße oder zur Durchsetzung nicht versicherter
Schadenersatzforderungen einbehalten wird oder die Kaution ver-
fallen ist.

(5) Leistung in Euro
Unsere Leistungen erbringen wir in Euro. Soweit der Zahlungsort
außerhalb der Staaten liegt, die der Europäischen Währungsunion
angehören, gelten unsere Verpflichtungen zu dem Zeitpunkt als er-
füllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Wäh-
rungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

1.8 In welchem Umfang sind Gewässerschä-
den und öffentlich-rechtliche Ansprüche
nach dem Umweltschadensgesetz
(USchadG) versichert?

(1) In welchem Umfang sind Gewässerveränderungen versi-
chert?
a) Versicherte Schäden

Versichert ist Ihre gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden infolge
von Veränderungen der physikalischen, chemischen oder biologi-
schen Beschaffenheit eines Gewässers einschließlich des Grund-
wassers (Gewässerveränderungen).

Sofern diese Gewässerschäden aus der Lagerung von gewässer-
schädlichen Stoffen aus von Ihnen betriebenen Anlagen resultie-
ren, besteht Versicherungsschutz ausschließlich für Anlagen bis
100 Liter oder Kilogramm Inhalt je Einzelbehälter (Kleingebinde),
soweit das Gesamtfassungsvermögen aller vorhandenen Behälter
1.000 Liter oder Kilogramm nicht übersteigt.

Die Bestimmungen in Ziffer 1.2.1 (Erhöhungen und Erweiterungen
des Risikos) und Ziffer 1.2.2 (Vorsorgeversicherung) finden im
Rahmen dieser Regelung keine Anwendung; insbesondere besteht
kein Versicherungsschutz, wenn eine der genannten Lagermengen
überschritten wird.

b) Nicht versicherte Schäden

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden
• die durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewässerschutz

dienenden Gesetzen, Verordnungen oder behördlichen Anord-
nungen herbeigeführt wurden;

• durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausge-
wirkt haben.

(2) In welchem Umfang sind Ansprüche nach dem Umwelt-
schadensgesetz (USchadG) versichert?
a) Versicherte Schäden

Versichert sind - insoweit abweichend von Ziffer 1.1 Absatz 2 -
auch öffentlich-rechtliche Ansprüche, die nach dem Umweltscha-
densgesetz (USchadG) gegen Sie gestellt werden.

b) Nicht versicherte Schäden und Ansprüche

Nicht versichert sind folgende Schäden, Pflichten oder Ansprüche:
• Schäden, die durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewäs-

serschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen oder behördli-
chen Anordnungen herbeigeführt wurden.

• Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die durch unvermeid-
bare, notwendige oder in Kauf genommene Einwirkungen auf
die Umwelt entstehen.

• Pflichten oder Ansprüche für die Sie aus einem anderen Versi-
cherungsvertrag (zum Beispiel Gewässerschadenhaftpflichtver-
sicherung) Versicherungsschutz haben.

• Schäden wegen Gewässerveränderung, sofern diese aus der
Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen aus von Ihnen be-
triebenen Anlagen resultieren, wenn diese Anlagen die Lager-
menge eines Einzelbehälters von 100 Liter oder Kilogramm oder
die aller vorhandenen Behälter insgesamt 1.000 Liter oder Kilo-
gramm übersteigen.

c) Höchstentschädigung

Je Versicherungsfall und Versicherungsjahr erstatten wir höchs-
tens 500.000 EUR.

1.9 In welchem Umfang sind Ansprüche ge-
gen Sie als Dienstherr aus Benachteili-
gung versichert?

(1) Versicherte Ansprüche
Mitversichert ist - insoweit abweichend von Ziffer 2 Absatz 10 - Ihre
gesetzliche Haftpflicht als Dienstherr der in Ihrem Privathaushalt
oder sonstigen privaten Lebensbereichen beschäftigten Personen
wegen Personen-, Sach- oder Vermögensschäden (einschließlich
immaterieller Schäden) aus Benachteiligungen.
Gründe für eine Benachteiligung sind
• die Rasse,
• die ethnische Herkunft,
• das Geschlecht,
• die Religion,
• die Weltanschauung,
• eine Behinderung,
• das Alter,
• oder die sexuelle Identität.

Dies gilt ausschließlich für Ansprüche nach deutschem Recht, ins-
besondere dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG).
Soweit diese Ansprüche gerichtlich verfolgt werden, besteht Versi-
cherungsschutz ausschließlich, wenn sie vor deutschen Gerichten
geltend gemacht werden.

Beschäftigte Personen sind auch die Bewerberinnen und Bewerber
für ein Beschäftigungsverhältnis sowie die Personen, deren Be-
schäftigungsverhältnis beendet ist.

Versicherungsfall ist - abweichend von Ziffer 1.1 Absatz 2 - die
erstmalige Geltendmachung eines Haftpflichtanspruchs gegen Sie
während der Dauer des Versicherungsvertrags. Im Sinne dieses
Vertrags ist ein Haftpflichtanspruch geltend gemacht, wenn gegen
Sie ein Anspruch schriftlich erhoben wird oder ein Dritter Ihnen
schriftlich mitteilt, einen Anspruch gegen Sie zu haben.

(2) Zeitliche Abgrenzung des Versicherungsschutzes
a) Erfasste Benachteiligungen und Anspruchserhebung
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Die Anspruchserhebung sowie die zugrundeliegende Benachteili-
gung müssen während der Wirksamkeit der Versicherung erfolgt
sein. Wird eine Benachteiligung durch fahrlässige Unterlassung
verursacht, gilt sie im Zweifelsfall als an dem Tag begangen, an
welchem die versäumte Handlung spätestens hätte vorgenommen
werden müssen, um den Eintritt des Schadens abzuwenden.

b) Rückwärtsversicherung für vorvertragliche Benachteiligungen

Zusätzlich besteht auch Versicherungsschutz für Benachteiligun-
gen, die innerhalb eines Zeitraums von einem Jahr vor Vertragsbe-
ginn begangen wurden. Dies gilt jedoch nicht für solche Benachtei-
ligungen, die Sie bei Abschluss dieses Versicherungsvertrags
kannten.

c) Nachmeldefrist für Anspruchserhebung nach Vertragsbeendi-
gung

Der Versicherungsschutz umfasst auch solche Anspruchserhebun-
gen, die auf Benachteiligungen beruhen, die bis zur Beendigung
des Versicherungsvertrags begangen und innerhalb eines Zeitrau-
mes von einem Jahr nach Beendigung des Versicherungsvertrags
erhoben und dem Versicherer gemeldet worden sind.

d) Vorsorgliche Meldung von möglichen Inanspruchnahmen

Sie haben die Möglichkeit, dem Versicherer während der Laufzeit
des Vertrags konkrete Umstände zu melden, die seine Inanspruch-
nahme hinreichend wahrscheinlich erscheinen lassen.
Im Fall einer tatsächlich späteren Inanspruchnahme, die aufgrund
eines gemeldeten Umstandes spätestens innerhalb einer Frist von
einem Jahr erfolgen muss, gilt die Inanspruchnahme als zu dem
Zeitpunkt der Meldung der Umstände erfolgt.

(3) Einschränkungen des Versicherungsschutzes
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind:

a) Versicherungsansprüche aller Personen, soweit sie den Scha-
den durch wissentliches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, Be-
schluss, Vollmacht oder Weisung oder durch sonstige wissentliche
Pflichtverletzung herbeigeführt haben.

Ziffer 1.3.2 b) findet insoweit keine Anwendung.

b) Ansprüche auf Entschädigung und/oder Schadensersatz mit
Strafcharakter; hierunter fallen auch Strafen, Buß- und Ordnungs-
oder Zwangsgelder, die gegen Sie oder die mitversicherten Perso-
nen verhängt worden sind.

c) Ansprüche wegen
• Gehalt,
• rückwirkenden Lohnzahlungen, Pensionen, Renten, Ruhegel-

dern, betrieblicher Altersversorgung,
• Abfindungszahlungen im Zusammenhang mit der Beendigung

von Arbeitsverhältnissen und Sozialplänen sowie
• Ansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Ar-

beitsunfälle und Berufskrankheiten in Ihrem Betrieb gemäß dem
Sozialgesetzbuch VII handelt.

1.10 Welche Grenzen gelten für unsere Leis-
tungen?

(1) Vereinbarte Versicherungssummen
Die von uns zu leistende Entschädigung ist bei jedem Versiche-
rungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen begrenzt.
Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf meh-
rere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.

Unsere Aufwendungen für Kosten werden nicht auf die Versiche-
rungssummen angerechnet.

Übersteigen die berechtigten Schadenersatzansprüche aus einem
Versicherungsfall die Versicherungssumme, tragen wir im Rahmen
eines Prozesses die Prozesskosten im Verhältnis der Versiche-
rungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche.

(2) Bei Vorliegen folgender Voraussetzungen gelten mehrere
Versicherungsfälle als ein Versicherungsfall
Mehrere während der Laufzeit des Versicherungsvertrags eintre-
tende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist,
wenn diese
• auf derselben Ursache oder
• auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem

und zeitlichem Zusammenhang
beruhen.

Die von uns zu leistende Entschädigung ist dann gemäß Absatz 1
auf einen Versicherungsfall begrenzt.

(3) Selbstbeteiligung
Sofern dies im Versicherungsschein vereinbart ist, beteiligen Sie
sich bei jedem Versicherungsfall mit dem vereinbarten Betrag an
der Schadenersatzleistung (Selbstbeteiligung).

(4) Berücksichtigung der Versicherungssumme bei Renten-
zahlungen
Wenn Sie an den Geschädigten Rentenzahlungen leisten müssen
und der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder den
nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versiche-
rungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme
übersteigt, wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Versi-
cherungssumme beziehungsweise ihres Restbetrages zum Kapi-
talwert der Rente von uns erstattet.

Für die Berechnung des Rentenwerts gilt die entsprechende Vor-
schrift der Verordnung über den Versicherungsschutz in der Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung in der zum Zeitpunkt des Versi-
cherungsfalls geltenden Fassung.

Bei der Berechnung des Betrags, mit dem Sie sich an laufenden
Rentenzahlungen beteiligen müssen, wenn der Kapitalwert der
Rente die Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger
Leistungen verbleibende Restversicherungssumme übersteigt,
werden die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der
Versicherungssumme abgesetzt.

(5) Kein Ersatz des infolge Ihrer Weigerung entstehenden
Mehraufwands
Falls die von uns verlangte Erledigung eines Haftpflichtanspruchs
durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich an Ihrem Verhal-
ten scheitert, kommen wir für den von diesem Zeitpunkt an entste-
henden Mehraufwand an Entschädigungsleistung, Zinsen und Kos-
ten nicht auf.
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2. Leistungsausschlüsse und Leistungsein-
schränkungen

Neben den Ausschlüssen oder Leistungseinschränkungen in
Ziffer 1 (Leistungsvoraussetzungen und Leistungsumfang), gelten
folgende Ausschlüsse für alle Risiken:

(1) Vorsätzlich herbeigeführte Schäden
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Personen, die
den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben.

Ziffer 1.3.2 b) findet insoweit keine Anwendung.

(2) Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit von Er-
zeugnissen, Arbeiten und sonstigen Leistungen
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Personen, die
den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von
deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit
• Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
• Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

Ziffer 1.3.2 b) findet insoweit keine Anwendung.

(3) Vertragliche Ansprüche
Kein Versicherungsschutz besteht für folgende Ansprüche:
• Ansprüche die durch Vertrag begründet worden sind (z.B. auf

Erfüllung von Verträgen). Dies gilt auch dann, wenn die aus dem
Vertrag resultierenden Ansprüche im Gesetz geregelt sind (z.B.
Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leis-
tung, wegen Rücktritt oder Minderung).

• Ansprüche, soweit sie aufgrund eines Vertrages oder Zusage
über den Umfang Ihrer gesetzlichen Haftpflicht hinausgehen.

(4) Ihre eigenen Schäden und Schäden mitversicherter Perso-
nen untereinander
Kein Versicherungsschutz besteht für Haftpflichtansprüche
• von Ihnen selbst oder von Ihren Angehörigen gegen mitversi-

cherte Personen;
• zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versi-

cherungsvertrags;
• zwischen mehreren mitversicherten Personen.

In den genannten Fällen erstreckt sich der Ausschluss auch auf
Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort genannten Perso-
nen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.

Hinweis: Eine Definition der Angehörigen finden Sie in Absatz 5 a).

(5) Schadenfälle Ihrer Angehörigen und von wirtschaftlich ver-
bundenen Personen
a) Ansprüche aus Schadenfällen Ihrer Angehörigen

Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen Sie aus Schadenfällen Ih-
rer Angehörigen,
• die mit Ihnen in häuslicher Gemeinschaft leben oder
• die zu den im Versicherungsvertrag mitversicherten Personen

gehören.

Als Angehörige gelten
• Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschafts-

gesetzes oder vergleichbare Partnerschaften nach dem Recht
anderer Staaten,

• Eltern und Kinder,
• Adoptiveltern und -kinder,
• Schwiegereltern und -kinder,
• Stiefeltern und -kinder,
• Großeltern und Enkel,
• Geschwister sowie
• Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein familienähnli-

ches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern und
Kinder miteinander verbunden sind).

b) Ansprüche aus Schadenfällen von wirtschaftlich verbundenen
Personen

Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen Sie

• von Ihren gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn Sie oder
eine mitversicherte Person geschäftsunfähig oder beschränkt
geschäftsfähig sind oder betreut werden;

• von Ihren Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern.

Die Ausschlüsse gelten auch für Ansprüche von Angehörigen der
dort genannten Personen, die mit diesen in häuslicher Gemein-
schaft leben.

(6) Schäden an geliehenen, gemieteten, geleasten oder ge-
pachteten fremden Sachen
Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden, die Sie oder eine
mitversicherte Person an fremden Sachen verursachen,
• die Sie oder mitversicherte Personen geliehen, gemietet, geleast

oder gepachtet haben, soweit nicht Versicherungsschutz nach
Ziffer 1.5.2 besteht;

• wenn Sie die fremde Sache durch verbotene Eigenmacht erlangt
haben;

• wenn die Sache Gegenstand eines besonderen Verwahrungs-
vertrages war.

(7) Schäden an hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbei-
ten und sonstigen Leistungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an von Ihnen
hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen
Leistungen infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leis-
tung liegenden Ursache und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache in
einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaf-
ten Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der
Sache oder Leistung führt.
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte in Ih-
rem Auftrag oder für Ihre Rechnung die Herstellung oder Lieferung
der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernom-
men haben.

(8) Asbest
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die auf Asbest,
asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.

(9) Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus Persönlich-
keits- oder Namensrechtsverletzungen.

(10) Anfeindung, Schikane, Belästigung und sonstige Diskri-
minierung
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus Anfeindung,
Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskri-
minierungen, sofern nicht Versicherungsschutz nach Ziffer 1.9 be-
steht.

(11) Übertragung von Krankheiten
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen:
• Personenschäden, die aus der Übertragung einer Krankheit

durch Sie oder mitversicherte Personen resultieren.
• Sachschäden, die durch Krankheiten Ihnen gehörender oder

von Ihnen gehaltener oder veräußerter Tiere entstanden sind.

In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn Sie beweisen,
dass Sie weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt haben.

(12) Senkungen, Erdrutschungen, Überschwemmungen, Ab-
wässer
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden und alle
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, die entstehen durch
a) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen;
b) Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer;
c) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer handelt.

(13) Strahlen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die in unmittel-
barem oder mittelbarem Zusammenhang mit energiereichen ioni-
sierenden Strahlen stehen (z.B. Strahlen von radioaktiven Stoffen
oder Röntgenstrahlen).
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(14) Abhandengekommene Sachen
Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden durch das Abhan-
denkommen von Sachen.

(15) Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhänger, Luft- oder Was-
serfahrzeuge
Kein Versicherungsschutz besteht für die gesetzliche Haftpflicht
des Eigentümers, Besitzers, Halters oder Führers eines Kraft-,
Luft-, Wasserfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhängers wegen Schä-
den, die durch den Gebrauch des Fahrzeugs verursacht werden.

(16) Ungewöhnliche und gefährliche Betätigung
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Personen we-
gen Schäden durch eine ungewöhnliche und gefährliche Betäti-
gung.

Ziffer 1.3.2 b) findet insoweit keine Anwendung.

(17) Verantwortliche Betätigung in Vereinigungen aller Art
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus einer verant-
wortlichen Betätigung in Vereinigungen aller Art.

3. Ihre besonderen Obliegenheiten

3.1 Welche Obliegenheiten haben Sie vor
Eintritt des Versicherungsfalls?

Wann müssen Sie besonders gefahrdrohende Umstände be-
seitigen?
Besonders gefahrdrohende Umstände müssen Sie auf unser Ver-
langen innerhalb angemessener Frist beseitigen. Dies gilt nicht,
soweit die Beseitigung unter Abwägung unserer beiderseitigen In-
teressen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden ge-
führt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.

3.2 Welche Obliegenheiten haben Sie nach
Eintritt des Versicherungsfalls?

(1) Anzeige des Versicherungsfalls
Jeder Versicherungsfall ist uns unverzüglich anzuzeigen, auch
wenn noch keine Schadenersatzansprüche erhoben wurden.

(2) Abwendung und Minderung des Schadens
Bei Eintritt des Versicherungsfalls müssen Sie nach Möglichkeit für
die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Dabei müs-
sen Sie unsere Weisungen, soweit diese für Sie zumutbar sind, be-
folgen sowie Weisungen einholen, wenn die Umstände dies gestat-
ten.

Wenn mehrere Versicherer an dem Versicherungsvertrag beteiligt
sind und diese unterschiedliche Weisungen erteilen, müssen Sie
nach pflichtgemäßem Ermessen handeln.

(3) Mitwirkung bei der Aufklärung des Schadens
Sie sind verpflichtet, uns ausführliche und wahrheitsgemäße Scha-
denberichte zu erstatten und uns bei der Schadenermittlung und -
regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach unserer An-
sicht für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mit-
geteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt wer-
den.

(4) Besondere Mitteilungs- und Mitwirkungsobliegenheiten,
wenn gegen Sie Haftpflichtansprüche erhoben werden
Wenn gegen Sie ein Haftpflichtanspruch erhoben, ein staatsan-
waltschaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren einge-
leitet, ein Mahnbescheid erlassen oder Ihnen gerichtlich der Streit
verkündet wird, müssen Sie uns dies unverzüglich anzeigen.

Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwal-
tungsbehörden auf Schadenersatz müssen Sie fristgemäß Wider-
spruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer
Weisung unsererseits bedarf es nicht.

Wenn gegen Sie ein Haftpflichtanspruch gerichtlich geltend ge-
macht wird, müssen Sie uns die Führung des Verfahrens überlas-
sen. Wir beauftragen in Ihrem Namen einen Rechtsanwalt. Sie
müssen dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen
Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfü-
gung stellen.

(5) Spezielle Obliegenheiten bei Ansprüchen aus der Forde-
rungsausfall-Deckung
Bei Geltendmachung von Ansprüchen aus der Forderungsausfall-
Deckung müssen Sie uns nach Bekanntwerden einer möglichen
Zahlungs-/ Leistungsunfähigkeit des Schädigers hiervon unverzüg-
lich Meldung machen.

3.3 Welche Rechtsfolgen haben Obliegen-
heitsverletzungen?

Die Rechtsfolgen einer Verletzung dieser Obliegenheiten richten
sich nach Teil B Ziffer 3. Unter den dort genannten Voraussetzun-
gen können wir ganz oder teilweise leistungsfrei sein sowie ein
Kündigungsrecht haben.

4. Weitere Regelungen zur Durchführung
des Vertrags

4.1 Wann werden die Versicherungsbeiträge
erhöht oder abgesenkt (Beitragsanglei-
chung)? Welche Rechte entstehen Ihnen
daraus?

(1) Jährliche Überprüfung der Beiträge
Bei bestehenden Haftpflichtversicherungsverträgen sind wir einmal
im Kalenderjahr berechtigt und verpflichtet, die Beiträge dahinge-
hend zu überprüfen, ob sie beibehalten werden können oder ob ei-
ne Erhöhung oder Absenkung (Beitragsangleichung) vorgenom-
men werden muss.

(2) Ermittlung der Beitragsangleichung
Bei der Ermittlung der Beitragsangleichung gelten folgende Re-
geln:
• Maßgeblich sind Veränderungen der Schaden- und Kostenent-

wicklung seit der letzten Überprüfung der Beiträge und die vor-
aussichtliche künftige Schaden- und Kostenentwicklung.

• Herangezogen werden unsere unternehmenseigenen Werte.
Wir sind darüber hinaus berechtigt, die statistischen Erkenntnis-
se des Gesamtverbands der Deutschen Versicherungswirtschaft
e. V. zu berücksichtigen, wenn unsere unternehmenseigenen
Daten keine ausreichende Grundlage für die Neukalkulation dar-
stellen.

• Wir wenden bei der Ermittlung der Werte die anerkannten
Grundsätze der Versicherungsmathematik und Versicherungs-
technik an.

• Der Ansatz für Gewinn sowie individuelle Beitragszuschläge und
-abschläge bleiben unverändert.

• Versicherungsverträge, die nach versicherungsmathematischen
Grundsätzen einen gleichartigen Risikoverlauf erwarten lassen,
werden bei der Überprüfung zusammengefasst.

(3) Folgen einer ermittelten Beitragsangleichung
Im Falle einer Erhöhung sind wir berechtigt, im Falle einer Vermin-
derung verpflichtet, den Beitrag um den sich aus Absatz 2 erge-
benden Prozentsatz zu verändern. Die Beitragsangleichung wird
jeweils ab Beginn desjenigen Versicherungsjahres wirksam, das
ab dem 1. Juli beginnt.

(4) Entfall der Beitragsangleichung / Anrechnung auf Folgejah-
re
Liegt die Veränderung nach Absatz 2 unter 5 Prozent, entfällt eine
Beitragsangleichung. Diese Veränderung ist jedoch in den folgen-
den Jahren zu berücksichtigen.
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Die Beitragsangleichung unterbleibt, wenn seit dem im Versiche-
rungsschein bezeichneten Versicherungsbeginn noch nicht 12 Mo-
nate abgelaufen sind.

(5) Mitteilung der Beitragserhöhung
Wir teilen Ihnen den veränderten Beitrag spätestens einen Monat
vor dem Wirksamwerden der Beitragsangleichung mit. Dies kann
auch in Verbindung mit einer Beitragsrechnung erfolgen. Wir wer-
den Sie in der Mitteilung über die Beitragsangleichung auf dieses
gesetzliche Kündigungsrecht hinweisen.

(6) Ihr Kündigungsrecht bei einer Beitragsangleichung
a) Kündigungsvoraussetzungen

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung, ohne
dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes entsprechend
ändert, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zu-
gang unserer Mitteilung kündigen.

b) Wirksamwerden der Kündigung

Die Kündigung wird sofort, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens unserer Beitragserhöhung wirksam.

c) Erhöhung der Versicherungssteuer

Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begründet kein Kündi-
gungsrecht.

4.2 Dürfen Sie den Anspruch aus dem Versi-
cherungsvertrag an einen Dritten abtre-
ten?

Ihr Anspruch auf Freistellung von berechtigten Schadenersatzan-
sprüchen darf vor seiner endgültigen Feststellung ohne unsere Zu-
stimmung weder abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtre-
tung an den geschädigten Dritten ist zulässig.

4.3 In welchem Umfang sind wir im Versiche-
rungsfall bevollmächtigt?

(1) Abwicklung und Abwehr der Schadenersatzansprüche
Wir sind bevollmächtigt, alle uns zur Abwicklung des Schadens
oder Abwehr der Schadenersatzansprüche zweckmäßig erschei-
nenden Erklärungen in Ihrem Namen abzugeben.

(2) Rechtsstreit über Schadenersatzansprüche
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über
Schadenersatzansprüche gegen Sie, sind wir zur Prozessführung
bevollmächtigt. Wir führen den Rechtsstreit in Ihrem Namen und
auf unsere Kosten.

(3) Recht zur Aufhebung oder Minderung von Rentenzahlun-
gen
Erlangen Sie oder ein Versicherter das Recht, die Aufhebung oder
Minderung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so sind wir zur
Ausübung dieses Rechts bevollmächtigt.

4.4 Unter welchen Voraussetzungen kann die
Versicherung nach Eintritt des Versiche-
rungsfalls gekündigt werden?

(1) Kündigungsrecht
Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn
• wir aufgrund eines Versicherungsfalls eine Schadenersatzzah-

lung geleistet haben oder
• Ihnen eine Klage über einen unter den Versicherungsschutz fal-

lenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zugestellt wird.

(2) Kündigungserklärung
Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spätestens
einen Monat nach der Schadenersatzzahlung oder der Zustellung
der Klage zugegangen sein.

Eine E-Mail, ein Brief oder ein Telefax erfüllen beispielsweise die
Textform, sofern der Absender daraus erkennbar ist.

(3) Wirksamwerden der Kündigung
Wenn Sie kündigen, wird Ihre Kündigung sofort mit deren Zugang
bei uns wirksam. Sie können jedoch bestimmen, dass Ihre Kündi-
gung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende
des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird.

Wenn wir kündigen, wird unsere Kündigung einen Monat nach de-
ren Zugang bei Ihnen wirksam.

4.5 Risikowegfall

Wenn Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, erlischt die Ver-
sicherung bezüglich dieser Risiken. In diesem Fall haben wir An-
spruch auf den Beitrag, den wir hätten erheben können, wenn die
Versicherung dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt
worden wäre, zu dem wir vom Wegfall Kenntnis erlangt haben.
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Teil B - Ihre allgemeinen Pflichten

1. Vorvertragliche Anzeigepflicht

Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht?

(1) Anzeigepflicht

a) Gegenstand der Anzeigepflicht
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ih-
nen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in
Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzei-
gen. Gefahrerheblich sind die Umstände, die für unsere Entschei-
dung, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt zu
schließen, erheblich sind.

Die Anzeigepflicht gilt auch für Fragen nach gefahrerheblichen
Umständen, die wir Ihnen nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor
Vertragsannahme in Textform stellen.

(b) Zurechnung der Kenntnis dritter Personen
Wenn eine andere Person die Fragen nach gefahrerheblichen Um-
ständen für Sie beantwortet, werden Ihnen Kenntnis und Arglist
dieser Person zugerechnet.

(2) Nachteilige Rechtsfolgen einer Anzeigepflichtverletzung

a) Unsere Rechte bei Anzeigepflichtverletzung
Die Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht ergeben sich aus
§§ 19 bis 22 Versicherungsvertragsgesetz (VVG). Unter den dort
genannten Voraussetzungen können wir

• vom Vertrag zurücktreten,
• von unserer Leistungspflicht frei sein,
• den Vertrag kündigen,
• den Vertrag ändern oder
• den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anfechten.

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsän-
derung stehen uns nur zu, wenn wir Sie durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hin-
gewiesen haben.

b) Frist für die Ausübung unserer Rechte
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsän-
derung erlöschen, wenn seit dem Abschluss des Vertrags mehr als
5 Jahre vergangen sind. Dies gilt nicht, wenn wir von der Anzeige-
pflichtverletzung durch einen Versicherungsfall Kenntnis erlangen,
der vor Ablauf der Frist eingetreten ist. Die Frist nach Satz 1 be-
trägt 10 Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglis-
tig verletzt haben.

Unser Recht zur Anfechtung wegen arglistiger Täuschung erlischt,
wenn seit der Abgabe Ihrer Vertragserklärung 10 Jahre vergangen
sind.

(3) Ihr Kündigungsrecht bei Vertragsänderung
Wenn wir im Rahmen einer Vertragsänderung den Beitrag um
mehr als 10 Prozent erhöhen oder die Gefahrabsicherung für einen
nicht angezeigten Umstand ausschließen, können Sie den Vertrag
nach Maßgabe von § 19 Absatz 6 Versicherungsvertragsgesetz
(VVG) kündigen.

(4) Erweiterung des Versicherungsschutzes
Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn der Versicherungs-
schutz nachträglich erweitert wird und deshalb eine erneute Risiko-
prüfung erforderlich ist.

(5) Formerfordernis
Die Ausübung des Rechts auf Rücktritt, Kündigung, Anfechtung
oder Vertragsänderung bedarf der Textform. Zum Beispiel erfüllen
eine E-Mail, ein Brief oder ein Telefax die Textform, sofern der Ab-
sender daraus erkennbar ist.

2. Pflichten im Zusammenhang mit der Bei-
tragszahlung

2.1 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beach-
ten?

(1) Zahlungsperiode
Die Beiträge für Ihre Versicherung müssen Sie als einmaligen Bei-
trag oder als laufende Beiträge entsprechend der vereinbarten
Zahlungsperiode zahlen. Die Zahlungsperiode kann je nach Ver-
einbarung ein Monat, ein Vierteljahr, ein halbes Jahr oder ein Jahr
betragen. Wir geben sie im Versicherungsschein an.

Die Beiträge sind entsprechend der vereinbarten Zahlungsperiode
kalkuliert. Die Versicherungsperiode (§ 12 Versicherungsvertrags-
gesetz - VVG) entspricht somit der vereinbarten Zahlungsperiode.

(2) Fälligkeit der Versicherungsbeiträge

a) Erster oder einmaliger Beitrag
Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach Abschluss
des Vertrags zu zahlen. Wenn Sie mit uns vereinbart haben, dass
der Versicherungsschutz erst später beginnen soll, wird der Beitrag
erst zu diesem Zeitpunkt fällig.

b) Folgebeiträge
Die Folgebeiträge sind jeweils am Monatsersten der vereinbarten
Zahlungsperiode zu zahlen, wenn nichts anderes vereinbart ist.

(3) Rechtzeitigkeit der Zahlung
Die Beitragszahlung ist rechtzeitig, wenn Sie bei Fälligkeit unver-
züglich alles tun, damit der Beitrag bei uns eingeht. Wenn eine
Zahlung im Lastschriftverfahren (siehe Absatz 5) vereinbart ist, ist
die Beitragszahlung rechtzeitig, wenn

• wir den Beitrag bei Fälligkeit einziehen können und
• der Kontoinhaber einer berechtigten Einziehung nicht wider-

spricht. Wenn wir einen fälligen Beitrag nicht einziehen können
und Sie dies nicht zu vertreten haben, ist die Zahlung auch dann
noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich erfolgt, nachdem wir Sie
in Textform (zum Beispiel Brief, Fax, E-Mail) zur Zahlung aufge-
fordert haben.

(4) Übermittlungsrisiko
Die Übermittlung des Beitrags erfolgt auf Ihre Gefahr und Ihre Kos-
ten.

(5) Zahlung im Lastschriftverfahren
a) SEPA-Lastschriftmandat
Wenn der Beitrag von einem Konto eingezogen werden soll (Last-
schriftverfahren), muss uns hierfür ein SEPA-Lastschriftmandat er-
teilt werden.

b) Monatliche Beiträge
Monatliche Beiträge müssen im Lastschriftverfahren gezahlt wer-
den.

c) Folgen eines fehlgeschlagenen Lastschrifteinzugs
Wenn wir einen fälligen Beitrag nicht einziehen können und Sie
dies zu vertreten haben,
• können wir für die Zukunft verlangen, dass Zahlungen außer-

halb des Lastschriftverfahrens erfolgen;
• sind wir berechtigt, eine monatliche Zahlungsperiode auf eine

vierteljährliche Zahlungsperiode umzustellen.

Im Übrigen gelten die Regelungen zum Verzug (siehe Ziffern 2.2
und 2.3).
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2.2 Was gilt, wenn Sie den ersten oder einmaligen
Beitrag nicht rechtzeitig zahlen?

(1) Gefährdung des Versicherungsschutzes
Der Beginn des Versicherungsschutzes ist von der rechtzeitigen
Zahlung des Beitrags abhängig (siehe Teil C Ziffer 1). Wenn Sie
den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig im Sinn von
Ziffer 2.1 Absatz 2 a) und Absatz 3 zahlen, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie den Beitrag zahlen.

Für Versicherungsfälle, die in der Zwischenzeit eintreten, sind wir
nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, Sie weisen uns nach,
dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben.

Auf unsere Leistungsfreiheit können wir uns nur berufen, wenn wir
Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform (zum Beispiel Brief,
Fax, E-Mail) oder durch einen auffälligen Hinweis im Versiche-
rungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags
hingewiesen haben.

(2) Unser Rücktrittsrecht
Wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig zah-
len, können wir vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag
nicht bei uns eingegangen ist. Das Rücktrittsrecht ist ausgeschlos-
sen, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu ver-
treten haben.

2.3 Was gilt, wenn Sie einen Folgebeitrag nicht recht-
zeitig zahlen?

(1) Verzug
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig im Sinne von Ziffer
2.1 Absatz 2 b) und Absatz 3 zahlen, geraten Sie ohne weitere
Zahlungsaufforderung in Verzug, es sei denn, Sie haben die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten. Wir sind berechtigt, Ersatz des Scha-
dens zu verlangen, der uns durch den Verzug entstanden ist.

(2) Fristsetzung
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig zahlen, können wir
Ihnen auf Ihre Kosten in Textform (zum Beispiel Brief, Fax, E-Mail)
eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens 2 Wochen betragen
muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn wir darin den rück-
ständigen Beitrag, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffern und
die Rechtsfolgen angeben, die nach den Absätzen 3 bis 5 mit dem
Fristablauf verbunden sind.

(3) Kein Versicherungsschutz bei erfolglosem Fristablauf
Für Versicherungsfälle, die nach Ablauf der gesetzten Zahlungs-
frist eintreten, besteht kein Versicherungsschutz, wenn

• Sie sich bei Eintritt des Versicherungsfalls noch mit der Zahlung
von Beitrag, Zinsen oder Kosten in Verzug befinden und

• wir Sie bereits mit der Fristsetzung auf diese Rechtsfolge hinge-
wiesen haben.

(4) Unser Kündigungsrecht bei erfolglosem Fristablauf
Wenn Sie nach Ablauf der gesetzten Zahlungsfrist noch immer mit
Beitrag, Zinsen oder Kosten in Verzug sind, können wir den Ver-
trag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Vorausset-
zung ist, dass wir Sie bereits mit der Fristsetzung auf diese Rechts-
folge hingewiesen haben.

Wir können die Kündigung bereits mit der Fristsetzung erklären.
Wenn Sie bei Ablauf der Frist noch immer mit der Zahlung von Bei-
trag, Zinsen oder Kosten in Verzug sind, wird die Kündigung dann
automatisch wirksam. Hierauf werden wir Sie bei Kündigung aus-
drücklich hinweisen.

(5) Fortbestand des Vertrags, wenn Sie den angemahnten Be-
trag nachzahlen
Unsere Kündigung wird unwirksam und der Vertrag besteht fort,
wenn Sie den angemahnten Betrag innerhalb eines Monats nach-
zahlen. Die Monatsfrist beginnt mit der Kündigung oder, wenn die
Kündigung bereits mit der Fristsetzung verbunden worden ist, mit
Ablauf der Zahlungsfrist. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem
Ablauf der Zahlungsfrist und der Nachzahlung eintreten, besteht je-
doch kein Versicherungsschutz.

3. Rechtsfolgen von Obliegenheitsverletzun-
gen

Welche Rechtsfolgen haben Obliegenheitsverletzungen?

(1) Nachteilige Auswirkungen auf unsere Leistungspflicht
Wenn Sie eine Obliegenheit verletzen, kann dies dazu führen,
dass wir nicht oder nur teilweise leistungspflichtig sind. Im Einzel-
nen gilt:

• Wenn Sie die Obliegenheit vorsätzlich verletzen, sind wir nicht
leistungspflichtig.

• Wenn Sie die Obliegenheit grob fahrlässig verletzen, sind wir
berechtigt, die Versicherungsleistung zu kürzen. Die Kürzung
richtet sich nach der Schwere des Verschuldens. Sie kann gege-
benenfalls zum vollständigen Anspruchsverlust führen. Wenn
Sie nachweisen, dass keine grobe Fahrlässigkeit vorliegt, kür-
zen wir die Leistung nicht.

Auch im Falle von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit bleiben wir
insoweit zur Leistung verpflichtet, als Sie uns nachweisen, dass die
Verletzung der Obliegenheit

• weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-
falls

• noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungs-
pflicht

ursächlich war. Dies gilt nicht, wenn Sie die Obliegenheit arglistig
verletzt haben.

(2) Unser Kündigungsrecht
Wenn Sie eine Obliegenheit aus diesem Vertrag verletzen, die Sie
vor Eintritt des Versicherungsfalls erfüllen müssen, können wir zu-
sätzlich zu den in Absatz 1 genannten Rechten den Vertrag fristlos
kündigen. Die Kündigung können wir nur innerhalb eines Monats,
nachdem wir von der Verletzung Kenntnis erlangt haben, erklären.

Die Kündigung ist ausgeschlossen, wenn Sie nachweisen, dass
die Obliegenheitsverletzung weder vorsätzlich noch grob fahrlässig
erfolgt ist.

4. Mitteilungsobliegenheit, wenn Sie auch ei-
ne andere Versicherung in Anspruch neh-
men können

Was müssen Sie uns mitteilen, wenn Sie auch eine andere
Versicherung in Anspruch nehmen können?

(1) Ihre Mitteilungsobliegenheit
Wenn Sie im Versicherungsfall auch aus einer Versicherung mit ei-
nem anderen Versicherer eine Leistung beanspruchen können,
müssen Sie uns dies unverzüglich mitteilen. In der Mitteilung sind
der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben.

Die Mitteilungsobliegenheit entfällt, wenn der andere Versicherer
ein Unternehmen des Allianz Konzerns ist.

(2) Rechtsfolgen bei Verletzung dieser Mitteilungsobliegenheit
Die Rechtsfolgen einer Verletzung dieser Mitteilungsobliegenheit
richten sich nach Ziffer 3. Unter den dort genannten Voraussetzun-
gen können wir ganz oder teilweise von der Leistungspflicht frei
sein sowie ein Kündigungsrecht haben.

5. Gefahrerhöhung

Hinweis, sofern eine Haftpflicht-Versicherung vereinbart sind:
Für Haftpflicht-Versicherungen, finden sich zur Gefahrerhöhung
abweichende Regelungen in Teil A. Für diese Versicherungen fin-
det die nachfolgende Regelung keine Anwendung.
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Was gilt bei Gefahrerhöhungen?

(1) Begriff der Gefahrerhöhung

Nach Abgabe Ihrer Vertragserklärung dürfen Sie ohne unsere vor-
herige Zustimmung keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren
Vornahme durch Dritte gestatten.

Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn sich die im Zeitpunkt Ihrer
Vertragserklärung vorhandenen Umstände so wesentlich ändern,
dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung
des Schadens oder unsere ungerechtfertigte Inanspruchnahme
wahrscheinlicher werden.

(2) Ihre Pflichten im Zusammenhang mit Gefahrerhöhungen

a) Verbot der Vornahme von Gefahrerhöhungen

Nach Abgabe Ihrer Vertragserklärung dürfen Sie ohne unsere vor-
herige Zustimmung keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren
Vornahme durch Dritte gestatten.

b) Anzeigepflichten

Wenn Sie ohne unsere vorherige Zustimmung eine Gefahrerhö-
hung vorgenommen oder gestattet haben und dies nachträglich er-
kennen, müssen Sie uns die Gefahrerhöhung unverzüglich anzei-
gen.Auch eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe Ihrer Vertragser-
klärung unabhängig von Ihrem Willen eingetreten ist, müssen Sie
uns unverzüglich anzeigen, sobald Sie von ihr Kenntnis erlangt ha-
ben.

(3) Rechtsfolgen von Pflichtverletzungen
Die Folgen einer Verletzung der Pflichten nach Absatz 2 ergeben
sich aus §§ 24 bis 27 Versicherungsvertragsgesetz (VVG). Unter
den dort genannten Voraussetzungen können wir
• ganz oder teilweise leistungsfrei werden,
• den Versicherungsvertrag kündigen,
• den Beitrag erhöhen oder
• die Absicherung der höheren Gefahr ausschließen.

Wenn wir den Beitrag um mehr als 10 % erhöhen oder die Absi-
cherung der höheren Gefahr ausschließen, können Sie den Ver-
trag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung ohne
Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung haben wir Sie auf
dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

(4) Mitversicherte Gefahrerhöhungen
Die vorstehenden Regelungen finden keine Anwendung, wenn sich
die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder die Gefahrerhöhung
nach den Umständen als mitversichert anzusehen ist.

(5) Form der Kündigung
Eine Kündigung nach Absatz 3 bedarf der Textform. Zum Beispiel
erfüllen eine E-Mail, ein Brief oder ein Telefax die Textform, sofern
der Absender daraus erkennbar ist.

6. Übergang Ihrer Ansprüche gegen Dritte
auf uns

Wann gehen Ihre Ersatzansprüche gegen Dritte auf uns über
und welche Obliegenheiten müssen Sie dabei beachten?

(1) Übergang von Ersatzansprüchen
Wenn Ihnen ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zusteht, geht
dieser Anspruch bis zu der Höhe auf uns über, in der wir den Scha-
den ersetzen. Der Übergang kann nicht zu Ihrem Nachteil geltend
gemacht werden.

Wenn sich Ihr Ersatzanspruch gegen eine Person richtet, mit der
Sie bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft leben,
können wir den übergegangenen Anspruch gegen diese Person
nur geltend machen, wenn sie den Schaden vorsätzlich verursacht
hat.

(2) Ihre Obliegenheiten im Zusammenhang mit Ersatzansprü-
chen
Sie müssen einen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses
Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form-
und Fristvorschriften wahren. Das bedeutet beispielsweise, dass
Sie über den Anspruch oder ein ihn sicherndes Recht nicht durch
Abtretung, Verzicht, Erlass oder Vergleich verfügen dürfen. Auch
dürfen Sie die Realisierung des Anspruchs nicht durch bloßes Un-
tätigbleiben verhindern.

Nachdem der Anspruch auf uns übergegangen ist, müssen Sie uns
ferner bei der Durchsetzung des Anspruchs unterstützen, soweit
dies erforderlich ist.

(3) Folgen von Obliegenheitsverletzungen
Abweichend von Ziffer 3 gilt bei Verletzung der Obliegenheiten
nach Absatz 2 Folgendes:

Wenn Sie die genannten Obliegenheiten vorsätzlich verletzen, sind
wir insoweit nicht zur Leistung verpflichtet, als wir aufgrund Ihrer
Obliegenheitsverletzung von dem Dritten keinen Ersatz erlangen
können.

Wenn Sie die genannten Obliegenheiten grob fahrlässig verletzen
und wir deshalb von dem Dritten keinen Ersatz verlangen können,
sind wir berechtigt, unsere Leistung zu kürzen. Die Kürzung richtet
sich nach der Schwere Ihres Verschuldens. Sie kann gegebenen-
falls zum vollständigen Anspruchsverlust führen. Wenn Sie nach-
weisen, dass keine grobe Fahrlässigkeit vorliegt, kürzen wir die
Leistung nicht.
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Teil C - Allgemeine Regelungen zum Vertrag

1. Beginn des Versicherungsschutzes

Wann beginnt der Versicherungsschutz?

(1) Grundsatz

Der Versicherungsschutz beginnt zum vereinbarten Zeitpunkt,
wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne
von Teil B Ziffer 2.1 Absatz 2 a) und Absatz 3 zahlen. Wenn Sie
den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen, be-
ginnt der Versicherungsschutz daher erst zu dem Zeitpunkt, zu
dem Sie den Beitrag zahlen (siehe Teil B Ziffer 2.2 Absatz 1).

Für Versicherungsfälle, die vor Beginn des Versicherungsschutzes
eingetreten sind, leisten wir nicht.

(2) Erweiterung des Versicherungsschutzes

Wenn Sie den Versicherungsschutz nachträglich erweitern, gilt Ab-
satz 1 auch für diese Erweiterung des Versicherungsschutzes.

2. Versicherung für fremde Rechnung

Was gilt bei einer Versicherung für fremde Rechnung?

(1) Rechte aus dem Vertrag

Wenn Sie den Vertrag im eigenen Namen für einen anderen
schließen (Versicherung für fremde Rechnung), können aus-
schließlich Sie als Versicherungsnehmer die Rechte aus dem Ver-
trag ausüben. Dies gilt auch dann, wenn die versicherte Person
den Versicherungsschein besitzt.

(2) Zustimmung der versicherten Person zur Zahlung

Wir können vor Zahlung der Versicherungsleistung an Sie den
Nachweis verlangen, dass die versicherte Person hierzu ihre Zu-
stimmung erteilt hat.

(3) Kenntnis und Verhalten der versicherten Person

a) Zurechnung der Kenntnis und des Verhaltens der versicher-
ten Person
Die Kenntnis und das Verhalten der versicherten Person stehen Ih-
rer Kenntnis und Ihrem Verhalten gleich. Das bedeutet beispiels-
weise, dass die Obliegenheiten nicht nur von Ihnen zu erfüllen
sind, sondern auch von der versicherten Person. Eine Zurechnung
erfolgt nicht, wenn es der versicherten Person nicht möglich oder
zumutbar war, Sie rechtzeitig zu benachrichtigen.

b) Zustandekommen des Vertrags ohne Wissen der versicher-
ten Person
Wenn der Vertrag ohne Wissen der versicherten Person abge-
schlossen wurde, kommt es auf das Wissen der versicherten Per-
son nicht an. Das Wissen der versicherten Person wird Ihnen aber
zugerechnet, wenn Sie uns bei Abschluss des Vertrags nicht dar-
über informiert haben, dass Sie den Vertrag ohne Auftrag der ver-
sicherten Person schließen.

3. Bedingungsanpassung

Wann können wir eine Regelung Ihrer Versicherungsbedin-
gungen anpassen?

(1) Unwirksamkeit einer Regelung

Wenn durch
• eine höchstrichterliche Entscheidung oder
• einen bestandskräftigen Verwaltungsakt
eine Regelung in Versicherungsbedingungen für unwirksam erklärt
wird, sind wir berechtigt, eine davon betroffene Regelung in Ihren

Versicherungsbedingungen zu ändern, zu ergänzen oder zu erset-
zen.

Dies gilt auch, wenn sich die gerichtliche oder behördliche Ent-
scheidung gegen ein anderes Unternehmen richtet. Voraussetzung
ist, dass die für unwirksam erklärte Regelung mit einer Regelung in
Ihren Versicherungsbedingungen im Wesentlichen inhaltsgleich ist.
Eine Anpassung ist nur zulässig, wenn die in den folgenden Absät-
zen beschriebenen Voraussetzungen vorliegen.

(2) Regelungen, die angepasst werden können

Wir können nur Regelungen anpassen, die eines der folgenden
Themen betreffen:

• Leistungsvoraussetzungen;
• Leistungsumfang;
• Leistungsausschlüsse oder Leistungseinschränkungen;
• Obliegenheiten, die Sie nach Vertragsabschluss beachten müs-

sen;
• die Anpassung Ihres Beitrags;
• die Vertragsdauer;
• die Kündigung des Vertrags.

(3) Ersatzlose Streichung der Regelung darf nicht interessen-
gerecht sein

Eine Anpassung setzt voraus,

• dass die gesetzlichen Vorschriften keine konkrete Bestimmung
enthalten, mit der die durch die Unwirksamkeit (siehe Absatz 1)
entstandene Vertragslücke geschlossen werden kann und

• dass der ersatzlose Wegfall der Regelung keine angemessene
Lösung darstellt, die den typischen Interessen der Vertragspart-
ner gerecht würde.

(4) Inhalt der Neuregelung

Die Anpassung erfolgt nach den Grundsätzen der ergänzenden
Vertragsauslegung. Das bedeutet, dass die unwirksame Regelung
durch eine Regelung ersetzt wird, welche die Vertragspartner als
angemessene und ihren typischen Interessen gerechte Lösung ge-
wählt hätten, wenn ihnen die Unwirksamkeit der Regelung zum
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bekannt gewesen wäre.

(5) Durchführung der Bedingungsanpassung

Die angepasste Regelung werden wir Ihnen in Textform (zum Bei-
spiel Brief, Fax, E-Mail) mitteilen und erläutern.

Die Anpassung gilt als genehmigt, wenn Sie nicht innerhalb von 6
Wochen nach Zugang unserer Mitteilung widersprechen. Ihr Wider-
spruch muss in Textform erfolgen.

Auf Ihr Widerspruchsrecht werden wir Sie in unserer Mitteilung
ausdrücklich hinweisen. Für die Rechtzeitigkeit Ihres Widerspruchs
reicht es aus, wenn Sie ihn innerhalb der Frist absenden. Wenn
Sie fristgemäß widersprechen, tritt die Bedingungsanpassung nicht
in Kraft.

(6) Unser Kündigungsrecht im Falle Ihres Widerspruchs

Falls Sie der Bedingungsanpassung widersprechen (siehe Absatz
5), können wir den Vertrag kündigen, wenn uns das Festhalten an
dem Vertrag ohne die Anpassung nicht zumutbar ist.

Unsere Kündigung müssen wir innerhalb von 6 Wochen nach Zu-
gang Ihres Widerspruchs schriftlich erklären, und zwar mit einer
Frist von 8 Wochen zum Ende eines Monats.
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4. Definition des Versicherungsjahrs

Wie wird das Versicherungsjahr bestimmt?

Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen Zeitraum von 12
Monaten. Wenn die vereinbarte Vertragsdauer nicht nur aus gan-
zen Jahren besteht, wird das erste Versicherungsjahr entspre-
chend verkürzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum verein-
barten Vertragsablauf sind jeweils ganze Jahre.

Die vereinbarte Vertragsdauer können Sie Ihrem Versicherungs-
schein entnehmen.

5. Ende des Vertrags

Wie lange dauert der Vertrag und wie kann er gekündigt wer-
den?

(1) Vertragsdauer

Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Dauer
abgeschlossen.

(2) Stillschweigende Vertragsverlängerung und Kündigung

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert
sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn weder Sie noch wir den
Vertrag kündigen. Die Kündigung muss dem Vertragspartner spä-
testens einen Monat vor Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer
oder jedes darauf folgenden Jahres zugehen.

(3) Kündigung bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jah-
ren

Wenn eine Vertragsdauer von mehr als drei Jahren vereinbart ist,
können Sie den Vertrag zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes
darauf folgenden Jahres kündigen. Die Kündigung muss uns spä-
testens einen Monat vor Ablauf des dritten Jahres oder jedes dar-
auf folgenden Jahres zugehen.

(4) Form der Kündigung

Eine Kündigung nach Absatz 3 bedarf der Textform. Eine E-Mail,
ein Brief oder ein Telefax erfüllen beispielsweise die Textform, so-
fern der Absender daraus erkennbar ist.

6. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendi-
gung

Welche Zahlung schulden Sie uns bei vorzeitiger Beendigung
oder Nichtigkeit des Vertrags?

Wenn der Vertrag vorzeitig beendet wird, können wir - soweit das
Gesetz nicht etwas anderes bestimmt - nur den Teil des Beitrags
verlangen, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungs-
schutz bestanden hat.

Eine Ausnahme besteht insbesondere, wenn wir wegen einer Ver-
letzung Ihrer Anzeigepflicht vom Vertrag zurücktreten oder ihn we-
gen arglistiger Täuschung anfechten. In diesen Fällen müssen Sie
den Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zahlen, zu dem Ihnen unsere
Rücktritts- oder Anfechtungserklärung zugeht.

Wenn wir vom Vertrag zurücktreten, weil Sie den ersten Beitrag
nicht rechtzeitig gezahlt haben, können wir eine angemessene Ge-
schäftsgebühr verlangen.

7. Deutsches Recht

Welches Recht gilt für Ihren Vertrag?

Für Ihren Vertrag gilt deutsches Recht.

8. Zuständiges Gericht

Wo können Ansprüche gerichtlich geltend gemacht werden?

(1) Zuständiges Gericht, wenn Sie gegen uns Klage erheben

Sie können aus dem Versicherungsvertrag oder der Versiche-
rungsvermittlung bei dem Gericht Klage erheben, das für unseren
Geschäftssitz oder die Niederlassung zuständig ist, die Ihren Ver-
trag verwaltet.

Sie können auch bei dem Gericht Klage erheben, in dessen Bezirk
Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder, falls kein
Wohnsitz besteht, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Wenn der
Versicherungsnehmer eine juristische Person ist (zum Beispiel ei-
ne Aktiengesellschaft oder eine GmbH) oder eine parteifähige Per-
sonengesellschaft (zum Beispiel eine Offene Handelsgesellschaft
oder eine Kommanditgesellschaft), bestimmt sich das zuständige
Gericht nach seinem Geschäftssitz.

Wenn nach dem Gesetz weitere Gerichtsstände bestehen, die ver-
traglich nicht ausgeschlossen werden dürfen, können Sie auch dort
Klage erheben.

(2) Zuständiges Gericht, wenn wir gegen Sie Klage erheben

a) Ihr Wohn- beziehungsweise Geschäftssitz ist uns bekannt
Wenn wir aus dem Versicherungsvertrag Klage gegen Sie erhe-
ben, ist ausschließlich das Gericht zuständig, in dessen Bezirk Sie
zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder, falls kein Wohn-
sitz besteht, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Wenn der Ver-
sicherungsnehmer eine juristische Person ist (zum Beispiel eine
Aktiengesellschaft oder eine GmbH) oder eine parteifähige Perso-
nengesellschaft (zum Beispiel eine Offene Handelsgesellschaft
oder eine Kommanditgesellschaft), bestimmt sich das zuständige
Gericht nach seinem Geschäftssitz.

b) Ihr Wohn- beziehungsweise Geschäftssitz ist uns nicht be-
kannt
Wenn zum Zeitpunkt der Klageerhebung weder Ihr Wohnsitz noch
Ihr gewöhnlicher Aufenthaltsort bekannt sind, können wir Klage bei
dem Gericht erheben, das für unseren Geschäftssitz oder die Nie-
derlassung zuständig ist, die Ihren Vertrag verwaltet. Dies gilt ent-
sprechend, wenn der Versicherungsnehmer eine juristische Person
oder eine parteifähige Personengesellschaft ist und sein Ge-
schäftssitz unbekannt ist.

(3) Zuständiges Gericht, wenn Sie außerhalb der Europäi-
schen Union, Islands, Norwegens oder der Schweiz wohnen

Wenn Sie Ihren Wohnsitz in einen Staat außerhalb der Europäi-
schen Union, Islands, Norwegens oder der Schweiz verlegen, kön-
nen sowohl Sie als auch wir Klage aus dem Versicherungsvertrag
oder der Versicherungsvermittlung ausschließlich bei dem Gericht
erheben, das für unseren Geschäftssitz zuständig ist.

(4) Zuständiges Gericht, wenn das schädigende Ereignis im
Ausland eintritt

Wenn Sie bei Vertragsabschluss Ihren Wohnsitz, gewöhnlichen
Aufenthaltsort oder Geschäftssitz in Deutschland haben und ein
versichertes schädigendes Ereignis im Ausland eintritt, können
Klagen in diesem Zusammenhang ausschließlich vor einem deut-
schen Gericht erhoben werden.

Welches deutsche Gericht zuständig ist, richtet sich danach, ob Sie
im Zeitpunkt der Klageerhebung Ihren Wohnsitz, gewöhnlichen
Aufenthaltsort oder Geschäftssitz in Deutschland haben. Wenn
dies der Fall ist, ergeben sich die zuständigen deutschen Gerichte
aus den Absätzen 1 und 2. Wenn Sie im Zeitpunkt der Klageerhe-
bung Ihren Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthaltsort oder Geschäfts-
sitz nicht in Deutschland haben, können Klagen bei dem Gericht
erhoben werden, das für unseren Geschäftssitz zuständig ist.
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Wenn nach dem Gesetz weitere deutsche Gerichtsstände be-
stehen, die nicht durch Vereinbarung ausgeschlossen werden kön-
nen, können Sie auch dort Klage erheben.

9. Verjährung

Wann verjähren die vertraglichen Ansprüche nach dem Ge-
setz?

(1) Verjährungsfrist und maßgebliche gesetzliche Regelungen

Die Ansprüche aus dem Vertrag verjähren gemäß § 195 Bürgerli-
ches Gesetzbuch (BGB) in 3 Jahren. Einzelheiten zu Beginn, Dau-
er und Unterbrechung der Verjährung sind in §§ 195 bis 213 Bür-
gerliches Gesetzbuch (BGB) geregelt.

(2) Hemmung der Verjährung während unserer Leistungsprü-
fung

Wenn ein Anspruch aus dem Vertrag bei uns angemeldet wurde,
ist dessen Verjährung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem Ih-
nen oder dem Anspruchsteller unsere Entscheidung in Textform
(zum Beispiel Brief, Fax, E-Mail) zugeht.
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